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Presse-Information                Nr. 03/2015 

Verein Deutsche Sprache zu Gast in Wittenberg 

Sprach- und Kulturverein tagte in der Lutherstadt • Jörg Bönisch aus Halle (Saale) in 
den Vorstand gewählt • Wittenberger Erklärung verabschiedet  

(Lutherstadt Wittenberg/Halle (Saale), 5. Juli 2015) Rund 200 Vertreter des Vereins Deutsche 
Sprache e. V. (VDS) kamen in der Lutherstadt Wittenberg zu ihrer Delegiertenversamm-
lung zusammen. Wichtigster Tagesordnungspunkt am Sonnabend (04.07.) war die Neu-
wahl des Vorstands. Dabei wurde Jörg Bönisch, stellvertretender Leiter der Regional-
gruppe Sachsen-Anhalt, in den Vorstand gewählt: „Ich freue mich, nun auch im Vorstand 
die Geschicke des Vereins mit lenken zu können.“ Das weitere Programm drehte sich 
rund um die deutsche Sprache: eine Bildungsfahrt an die Originalschauplätze von Lucas 
Cranach und Eike von Repgow, die Zukunft der deutschen Dialekte und die Auswirkungen 
des Transatlantischen Handelsabkommens TTIP auf die Sprachen Europas. In der mit 
großer Mehrheit verabschiedeten „Wittenberger Erklärung“ wird die Bundesregierung auf-
gefordert, bei dem geplanten Freihandelsabkommen TTIP auch auf die Belange von 
Sprache und Kultur zu achten. Insbesondere befürchten sie, dass alle Sprachen außer 
dem Englischen als sogenannte „nichttarifäre Handelshindernisse“ diskriminiert und aus 
dem öffentlichen und dem Wirtschaftsleben zurückgedrängt werden könnten. 

„Wittenberg ist die Stadt Luthers und hatte für die Freunde der deutschen Sprache natür-
lich viel zu bieten“, betonte der wiedergewählte VDS-Vorsitzende Prof. Dr. Walter Krä-
mer. Die feierliche Eröffnungsveranstaltung fand am Freitag (03.07.) im Auditorium Maxi-
mum der Leucorea statt. Es sprach der frühere Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, 
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer. Die Festrede hielt Prof. Dr. Hans-Joachim Solms, Sprachwis-
senschaftler an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Sein Thema lautete: „Über 
das ‚Verwirrende’ der deutschen Sprache – und darüber, wozu es gut ist“. Arne-Grit Ge-
rold, ehrenamtliche Leiterin der Regionalgruppe Sachsen-Anhalt des VDS, fasste zu-
sammen: „Es erfüllt uns mit Freude, die diesjährige Delegiertenversammlung zur vollsten 
Zufriedenheit unserer Gäste ausgerichtet zu haben. Bereits 2011 waren wir Gastgeber in 
Merseburg.“ 

Anmerkung: Den Text der Wittenberger Erklärung finden Sie auf der Folgeseite.  
 



Verein Deutsche Sprache

Folgen eines Freihandelsabkommens (TTIP) USA / EU 
für unser Land und seine Bürger

Wittenberger Erklärung vom 04.07.2015

Die Delegierten des Vereins Deutsche Sprache haben auf ihrer Jahresversammlung am 4.
Juli 2015 in Wittenberg die folgende Erklärung beschlossen:

Das beabsichtigte Freihandelsabkommen (TTIP) zwischen der EU und den USA erhöht die
Verletzlichkeit der westlichen Demokratien durch von ihm ausgehende ökonomische 
Zwänge. Dies ist demokratiefeindlich, weil es Rechte und Erwartungen der Bürger 
Deutschlands und der EU gefährdet: 

1. Das Recht auf Kommunikation in der Landessprache: Der Anspruch des Englischen
auf ein Kommunikationsmonopol in allen wichtigen Bereichen des öffentlichen 
Lebens, z. B. der Gerichtsbarkeit, würde unter einem TTIP enorm wachsen, 
ebenso der Druck, unter dem dort schon alle „weniger rentablen“ Landessprachen 
der EU und insbesondere auch das Deutsche stehen.

2. Weitere Schutzrechte: Der Abbau nicht-tarifärer Handelshemmnisse würde über 
die Verdrängung der Landessprachen hinaus voraussichtlich auch Schutzrechte 
und Gewährleistungen für Bürger, Arbeitnehmer und Konsumenten 
beeinträchtigen, insbesondere im Bereich des sprachlichen Verbraucherschutzes 
und der staatlich geförderten Kultur.

3. Staatliche Handlungsfähigkeit: Im Vorfeld nationaler Gesetzgebungsvorhaben 
würde die Handlungsfähigkeit der staatlichen Institutionen durch die unter einem 
Abkommen vorgesehene politische Abstimmung USA/EU eingeschränkt.

4. Vertrauen in die Demokratie: Unsere demokratisch legitimierte Gerichtsbarkeit 
liefe durch das unter TTIP vorgesehene Recht von Investoren, unseren Staat vor 
privaten Schiedsgerichten zu verklagen, ins Leere, mit gefährlichen Folgen für das
weitere Ansehen der Demokratie.

Die Delegierten des VDS erwarten deshalb, dass Bundesregierung, Parlamente und die 
politischen Parteien die verfassungsgemäßen Rechte der Bürger wahren und 
insbesondere einer Abwertung der deutschen Sprache als „nichttarifäres 
Handelshindernis“ entgegentreten.


